
 

 

 

 

Tax on Air – Der Steuerrecht Podcast von Deloitte 
Episode #32: USt-Voranmeldung: Feld 500, steuerliche E-Mail-Prüfung und BGH trennt: 
Voranmeldung und Jahreserklärung sind zwei getrennte Taten 
Speaker:innen: Dr. Diana Kurtz, Dr. Klara Weiand, Marie Charlotte Kramer und Dr. Dennis Haase 

 

Diana Kurtz: Hallo und herzlich willkommen zu einer neuen Folge unseres Podcasts Tax on Air. 
Mein Name ist Dr. Diana Kurtz. Ich arbeite bei Deloitte in der Service Line Indirect Tax und führe 
Sie durch unsere heutige Agenda. Wir starten mit der Umsatzsteuervoranmeldung und dem 
mittlerweile berühmten neuen Feld 500. Dabei gehen wir auch auf mögliche strafrechtliche 
Konsequenzen ein. Im Anschluss setzen wir uns mit der Frage auseinander, wann E-Mails als 
Handels- und Geschäftsbriefe aufbewahrungspflichtig und die Finanzverwaltung im Rahmen 
einer Außenprüfung berechtigt ist, deren Vorlage zu verlangen. In diesem Zusammenhang 
sprechen wir über die Herangehensweise und auch mögliche Technologien, die bei der 
Auswertung von E-Mails in Betracht kommen können, beziehungsweise welche Tools sich für die 
E-Mail-Analysen für steuerliche Zwecke eignen. Schließlich befassen wir uns noch mit einem 
Beschluss des Bundesgerichtshofs vom 10.12.2025. Der Bundesgerichtshof hat entschieden, 
dass bei der Steuerhinterziehung durch Abgabe unrichtiger Voranmeldung und einer 
darauffolgenden Jahreserklärung keine einheitliche prozessuale Tat vorliegt, sondern 
unterschiedliche Taten. Sie haben es schon gemerkt, die heutige Folge ist daher nicht nur der 
Umsatzsteuer gewidmet, sondern auch der innovativen Technologie sowie dem Strafrecht. Ich 
begrüße daher ganz herzlich meine heutigen Gäste Dr. Klara Weiand, Marie Charlotte Kramer und 
Dr. Dennis Haase. 

Klara Weiand: Hallo. 

Dennis Haase: Hallo. 

Diana Kurtz: Seid so nett, stellt euch bitte kurz vor. 

Klara Weiand: Ich bin Klara Weiand, Partnerin in Berlin und leite den Bereich Discovery 
Innovation. Bei E-Discovery geht es darum, große Datenmengen wie eben zum Beispiel E-Mails 
effizient und rechtssicher auszuwerten, häufig im Kontext von internen Untersuchungen oder 
Rechtsverfahren. Kern meiner Arbeit ist letztendlich die Frage, wie man vielen Tausenden oder 
sogar Millionen von Dokumenten möglichst effizient die relevanten Informationen identifiziert. 

Marie Charlotte Kramer: Mein Name ist Marie Charlotte Kramer. Ich bin Rechtsanwältin und 
Steuerberaterin und als solche in der Service Line Indirect Tax am Standort in Köln tätig.  

Dennis Haase: Ich bin Dennis Haase. Ich bin Rechtsanwalt und Steuerberater bei Deloitte Legal, 
befasse mich schwerpunktmäßig mit steuerlichen Prozess- und Verfahrensrecht, auch 
Steuerstrafrecht. Das bedeutet also, dass ich beispielsweise finanzgerichtliche Verfahren 
betreue, Selbstanzeigeberatung mache. Ich bin aber auch als Verteidiger in Bußgeldverfahren  

 



 

 

 

 

und Strafverfahren tätig.  

Diana Kurtz: Vielen Dank. Schön, dass ihr heute dabei seid. Steigen wir direkt ein. Das Feld 500 
in der Umsatzsteuervoranmeldung. Mittlerweile überschlagen sich ja hier die Nachrichten, 
sodass wir den Talk heute nutzen wollen, um auch mit ein paar Vorurteilen oder, sagen wir, 
gewagten Einschätzungen aufzuräumen. Marie, aus umsatzsteuerlicher Sicht, was hat sich in den 
neuen Formularen überhaupt geändert? Worauf müssen Steuerpflichtige achten? Kannst du uns 
hier kurz ins Thema einführen?  

Marie Charlotte Kramer: Für das Kalenderjahr 2026 hat das BMF mit Schreiben vom 29.12.25 
neue Vordruckmuster für das Umsatzsteuervoranmeldungsverfahren eingeführt. Über das 
Standardformular USt 1A melden Steuerpflichtige ihre voraussichtliche Umsatzsteuer 
elektronisch beim Finanzamt an und führen die entsprechende Vorauszahlung ab. Monatliche 
Voranmeldungen müssen Unternehmer mit einer Umsatzsteuerzahllast von über 9.000 Euro im 
Vorjahr einreichen, während eine vierteljährliche Abgabe für Steuerlasten zwischen 2.000 Euro 
und 9.000 Euro ausreicht. Beträgt die Umsatzsteuerzahllast im vorangegangenen Kalenderjahr 
nicht mehr als 2.000 Euro, ist eine jährliche Erklärung einzureichen. Eine Befreiung von der 
Voranmeldepflicht kann in diesen Fällen beantragt und vom Finanzamt gewährt werden. Die 
Voranmeldung muss grundsätzlich bis zum zehnten Tag nach Ablauf des jeweiligen 
Voranmeldezeitraums beim Finanzamt elektronisch eingereicht werden. Sofern der zehnte Tag 
eines Monats auf einen Samstag, Sonntag oder einen gesetzlichen Feiertag fällt, verschiebt sich 
die Abgabefrist automatisch auf den nächsten Werktag. Über das Umsatzsteuerformular USt 1H 
können Steuerpflichtige eine Dauerfristverlängerung oder die Anmeldung einer 
Sondervorauszahlung elektronisch beantragen. Die Beantragung einer Dauerfristverlängerung 
gewährt Steuerpflichtigen einen zusätzlichen Monat Zeit für die Einreichung der Voranmeldung.  

Diana Kurtz: So weit, so gut. Was hat sich inhaltlich bei den Formularen geändert?  

Marie Charlotte Kramer: Eine wesentliche Änderung bezieht sich unter anderem auf die 
Erklärungspflichten für Unternehmer, die Umsätze nach Artikel 20 Absatz 1 der Verordnung 
2025/1106 des Rates vom 27.05.2025 zur Festlegung des Instruments Sicherheitsmaßnahmen 
für Europa durch die Stärkung der europäischen Verteidigungsindustrie, abgekürzt SAFE 
erbringen. Diese Umsätze, die unmittelbar mit der Lieferung oder Bereitstellung von 
Verteidigungsgütern oder verteidigungsbezogenen Dienstleistungen im Rahmen des SAFE-
Programms zusammenhängen, sind nun in Zeile 22 Kennziffer 43 zu erklären.  

Diana Kurtz: Okay. Weitere Änderungen?  

Marie Charlotte Kramer: Ja, gibt es auch. Der auf die jeweilige Bemessungsgrundlage 
anzuwendende Durchschnittssatz für Land und Forstwirte mit einem Umsatz bis zu 600.000 Euro 
im vorangegangenen Kalenderjahr, ist um den zum Zeitpunkt des Umsatzes aktuellen Satz für den 
pauschalierten Vorsteuerbetrag zu vermindern. Der danach berechnete Prozentsatz ist auf die 
Bemessungsgrundlage anzuwenden und das Ergebnis als Steuerbetrag in Zeile 18 und dort in 
Kennziffer 76 und 80 des Vordruckmusters USt 1A einzutragen.  



 

 

 

 

Diana Kurtz: Was ist mit dem Feld 500? Die Änderung ist ja in aller Munde. Auch wir haben 
hierüber im letzten VAT Insights schon am Rande berichtet. Die Änderung betrifft dabei nicht nur 
die Umsatzsteuer, sondern tatsächlich auch die Einkommensteuer. Denn dort gibt es das Feld 
ebenfalls. Auf den Punkt gebracht: Was hat es mit dem Feld 500 auf sich? 

Marie Charlotte Kramer: Bei dem Feld 500 handelt es sich um das neue Freitextfeld, bei dem 
ergänzende Angaben zur Steuererklärung gemacht werden können. Dabei ist eine abschließende 
Kategorisierung von eins bis vier vorgesehen. Eine Kategorie Sonstiges gibt es allerdings nicht.  

Diana Kurtz: Um welche Kategorisierung handelt es sich dabei?  

Marie Charlotte Kramer: Die einzelnen Kategorien lauten: Eins für ein steuererheblicher 
Sachverhalt konnte nicht erklärt werden. Zwei für es sind bewusst eine von der 
Verwaltungsauffassung abweichende Rechtsauffassung vertreten. Drittens, es sollen 
Sachverhalte personell vertieft geprüft werden und viertens, es liegen mehrere der vorgenannten 
Gründe vor, also eine Mehrfachauswahl.  

Diana Kurtz: Vielleicht noch mal hier zur Klarstellung. In den alten Steuererklärungsformularen 
gab es das nicht?  

Marie Charlotte Kramer: Eine derartige Kategorisierung nicht, aber man hatte auch von vorher 
ergänzende Angaben in Kennziffer 23 eingetragen, sofern es für die Bearbeitung der 
Steueranmeldung ergänzende oder abweichende Angaben und Sachverhalte zu erfassen waren. 
Mit der Angabe wird der Ausnahme von der automatisierten Festsetzung für alle Fälle Rechnung 
getragen, in denen der Steuerpflichtige Anlass zur personellen Prüfung sieht. In den Fällen haben 
wir bislang das Kontrollkästchen "Ergänzende Angaben zur Steueranmeldung" angeklickt und 
konnten das Freitextfeld für verschiedene Informationen an das Finanzamt nutzen. Und dieses 
Feld wird im neuen Vordruck durch das neue Feld mit der Kennziffer 500 ersetzt. Ergänzende 
Angaben zur Umsatzsteuervoranmeldung können jetzt mittels der eben dargestellten 
Nummerisierung eins bis vier aufgelistet werden. Der Steuerpflichtige gibt damit an, warum er 
besonderen Erklärungsbedarf sieht. Ist das Feld ausgefüllt, wird die Umsatzsteuervoranmeldung 
gemäß den Vorgaben der Abgabenordnung bei der Finanzverwaltung von der automatisierten 
Fallbearbeitung ausgenommen und eine manuelle Fallprüfung durchgeführt. Die Kennziffer soll 
daher nur in begründeten Fällen einen Text ausweisen, beziehungsweise ein Begleitschreiben 
hinzugefügt werden.  

Diana Kurtz: Das kann ich alles nachvollziehen, hört sich jetzt aber für mich ad hoc nicht nach 
Alarmglocken an, oder vielleicht doch?  

Marie Charlotte Kramer: Na ja, also die Finanzverwaltung hat zu den neuen Kategorien bislang 
keine Erläuterungen oder ausführliche Hinweise gegeben. Es ist auch nicht alles neu. So ist 
beispielsweise Kategorie 2, die anzuklicken ist, wenn man bewusst eine von der 
Verwaltungsauffassung abweichende Rechtsauffassung vertritt, seit je her zu beachten, um 
strafrechtliche Risiken zu vermeiden.  



 

 

 

 

Diana Kurtz: Dennis, dein Stichwort. Wie sieht das strafrechtlich bei der Kategorie 2 aus?  

Dennis Haase: Ja, eigentlich so wie immer. Also, es steht den Steuerpflichtigen natürlich frei, die 
für sie günstigste Rechtsauffassung zu vertreten. Es besteht dann aber natürlich eine 
Offenbarungspflicht für diejenigen Sachverhalte, bei denen man weiß, dass Rechtsprechung, 
Finanzverwaltung, andere Auffassungen vertreten. Das gab's bis jetzt aber auch schon immer. 
Das ist also übliche Praxis gewesen, übliche Herangehensweise. Aus meiner Sicht muss man sich 
dann eher fragen, ob die anderen Kategorien, die jetzt in diesem Feld 500 aufgeführt werden, ob 
das zu irgendwelchen Änderungen zur bisherigen Vorgehensweise führt.  

Diana Kurtz: Dann beginnen wir doch einfach mal oben. Kategorie 1 bedeutet, der 
steuererhebliche Sachverhalt konnte nicht geklärt werden. Marie, welche Fallkonstellationen 
siehst du hier?  

Marie Charlotte Kramer: Ich folge daraus, dass der Vorgang im Meldezeitraum relevant ist, aber 
die vollständige Deklaration im Abgabetermin nicht möglich war, weil es zum Beispiel an der 
Endabrechnung fehlt.  

Diana Kurtz: Teilweise wird ja vertreten, oder ich habe jedenfalls auch schon gelesen, dass sich 
diese Kategorie unter Umständen auch auf zurückliegende Zeiträume bezieht, womit das 
Ankreuzen dann eine Berichtigung im Sinne des 153 Abgabenordnung wäre. Und dann sind wir ja 
tatsächlich relativ fix dort, wo niemand eigentlich sein möchte. Wie ist das hier, Dennis? 

Dennis Haase: Also, die Finanzverwaltung hat ja bis jetzt nur von redaktionellen Änderungen 
gesprochen. Also, eine Erklärung fehlt bislang. Man kann aber davon ausgehen, dass sich die 
Kategorie 1, wie Marie da schon gesagt hat, nur auf den tatsächlichen Besteuerungszeitraum 
bezieht. Also zum Beispiel auf den Voranmeldungszeitraum für den Monat, für den die 
Voranmeldung abgegeben ist. Und wenn dann Sachverhalte nicht vollständig geklärt sind, dann 
klickt man halt die Kategorie 1 an.  

Diana Kurtz: Vielleicht, wenn du das mal ein bisschen weiter ausführen kannst?  

Dennis Haase: Genau, also die Finanzverwaltung spricht bis jetzt nur von redaktionellen 
Änderungen. Wenn man jetzt in der Voranmeldung hingehen würde und auch vorhergehende 
Zeiträume ändern würde, dann wäre das ja eine grundlegende Änderung zum bisherigen Vorgehen 
bei der Abgabe von Steuererklärungen. Das wäre also nicht nur eine redaktionelle Änderung, 
sondern eine massive inhaltliche Änderung. Weder aus dem Wortlaut der Feldbeschreibung noch 
aus dem Kontext der Regelung an sich folgt, dass die zurückliegenden Zeiträume gemeint sind. 
Die Kategorie 1 würde sonst auch im generellen Widerspruch zum Grundsatz der 
Abschnittsbesteuerung stehen, wenn man sie auch auf zurückliegende Zeiträume beziehen 
würde. Abgesehen davon gilt natürlich nach wie vor das Prinzip des Paragraphen 153 AO. Das 
heißt, wenn Erklärungen in der Vergangenheit zu korrigieren sind, dann muss man das ohnehin 
machen und das sollte man gegebenenfalls selbstanzeigefest tun. Aber da kommen wir vielleicht 
gleich nochmal drauf zu sprechen.  



 

 

 

 

Diana Kurtz: Klar. Gut, das wäre Kategorie 2. Was machen wir mit Kategorie 3, wonach 
Sachverhalte personell vertieft geprüft werden, Marie?  

Marie Charlotte Kramer: Gemeint ist hier eine vertiefte Sachverhaltsanalyse durch den 
jeweiligen Sachbearbeiter am Finanzamt. Das heißt, die automatisierte Bearbeitung nach 
Paragraph 155 Absatz 4 AO erfolgt nicht. Es bleibt bei der persönlichen Bearbeitung, die auch 
bislang durch Setzen einer eins in den alten Steuererklärungsformularen dazu geführt hat, dass 
die Steuererklärung aus dem automatisierten Verfahren genommen wird.  

Diana Kurtz: Welche Konstellationen fallen beispielsweise unter diese Kategorie 3?  

Marie Charlotte Kramer: Na, das kann vorbehaltlich der immer erforderlichen Prüfung im 
Einzelfall zum Beispiel bei hohen Vorsteuerüberhängen der Fall sein.  

Diana Kurtz: Okay. Dann kommen wir zur Kategorie 4, wonach mehrere der vorgenannten Gründe 
vorliegen können, sogenannte Mehrfachauswahl. Erschließt sich, denke ich, von selbst, aber 
worauf muss der Steuerpflichtige insgesamt achten?  

Marie Charlotte Kramer: Der Steuerpflichtige muss darauf achten, dass wenn einer der vier Fälle 
vorliegt, der Umsatzsteuervoranmeldung ein Begleitschreiben mit beigefügt ist. Eine inhaltliche 
Erläuterung und Dokumentation ist in den Fällen unerlässlich, um nicht dem Risiko möglicher 
steuerstrafrechtlicher Folgen ausgesetzt zu sein. 

Diana Kurtz: Aha, und wieder wandert mein Blick und Ohr automatisch hier zu Dennis. Dennis, 
kannst du uns noch was zu den Auswirkungen der Kennziffer 500 auf Selbstanzeigen und 
Berichtigungen sagen?  

Dennis Haase: Die bisherige Beratungspraxis bei Selbstanzeigen ändert sich durch die Änderung 
des Feldes 500 für Voranmeldung im Grundsatz nicht. Eine Selbstanzeige bezieht sich immer auf 
vergangene Zeiträume. Die Umsatzsteuervoranmeldung ist eine erstmalige Steuererklärung für 
den jeweiligen Zeitraum. Diese Voranmeldung sollte natürlich immer richtig sein und wenn sie 
auch noch fristgerecht abgegeben wird, stellt sie keine Selbstanzeige dar. Natürlich sollte man 
bei der Vorbereitung von selbstanzeigefesten Nachmeldungen immer auch ein Augenmerk darauf 
legen, ob im Rahmen der Voranmeldung ausreichende Angaben zur Aufklärung möglicherweise 
strittiger Sachverhalte gegenüber der Finanzverwaltung mitgeteilt worden sind. Wenn das der Fall 
ist, wird man in der Regel schon nicht von der Gefahr strafrechtlicher Vorwürfe ausgehen können. 
Generell kann also auch weiterhin gesagt werden, dass eine, ich sag mal, offene und proaktive 
Kommunikation mit der Finanzverwaltung in vielen Fällen schon vorab strafrechtliche Risiken 
ausschließen kann. Aber das haben wir bisher auch immer geprüft, dementsprechend gehe ich 
derzeit nicht davon aus, dass es durch die Umgestaltung des Feldes 500 zu Änderungen 
diesbezüglich kommen wird.  

Diana Kurtz: Ja, vielen Dank für die Klarstellung an euch beide. Dann kommen wir hier auch schon 
zu unserem nächsten Thema: E-Mails als vorzulegende Handels- und Geschäftsbriefe. Im 
Rahmen von steuerlichen Außenprüfungen verlangt das Finanzamt vom Steuerpflichtigen  



 

 

 

 

regelmäßig die Vorlage beziehungsweise einen Datenzugriff auf steuerrelevante Unterlagen in 
Gestalt von Handels- und Geschäftsbriefen oder auch sonstigen Unterlagen, um die 
Geschäftsvorfälle auf die korrekte steuerliche Behandlung hin zu überprüfen. Im Zuge dessen 
kann es natürlich zu Differenzen zwischen Finanzämtern und Steuerpflichtigen kommen, ob und 
in welchem Umfang auch E-Mails mit von der Vorlagepflicht umfasst sind. Wie ist die Ansicht der 
Finanzverwaltung zum Thema Pflicht zur Aufbewahrung und Vorlage steuerlich relevanter E-Mails 
im Rahmen der Außenprüfung, Marie?  

Marie Charlotte Kramer: Die Finanzverwaltung verlangt, dass E-Mails mit steuerlich relevanten 
Inhalten im Originalformat mit einem unveränderbaren Index vorzuhalten und im Rahmen einer 
Außenprüfung auf Verlangen vorzulegen sind. Zudem muss der Steuerpflichtige die für die 
Auswertung notwendige Hard- und Software bereithalten und der Finanzbehörde den 
Datenzugriff ermöglichen. Das ergibt sich aus Paragraph 147 AO. 

Diana Kurtz: Auch die Rechtsprechung ist ja bislang davon ausgegangen, dass die Finanzbehörde 
im Rahmen einer Außenprüfung Einsicht in gespeicherte Daten nehmen und das 
Datenverarbeitungssystem zur Prüfung dieser Unterlagen nutzen darf. Das umfasst auch 
steuerlich relevante E-Mails, die im Originalformat mit einem unveränderbaren Index vorzuhalten 
sind. Und gerade zu dieser Frage, wie elektronische Kommunikation im Rahmen der steuerlichen 
Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten zu behandeln ist und in welchen Grenzen die 
Finanzverwaltung deren Vorlage im Rahmen der Außenprüfung verlangen kann, liegt nun eine 
neue höchstrichterliche Entscheidung vor. Welcher Sachverhalt lag der Entscheidung zugrunde?  

Marie Charlotte Kramer: Die Klägerin ist eine GmbH, die einer Konzerngruppe angehört und sich 
gegenüber einer anderen Schwestergesellschaft im Zuge von Sales und Marketing Agreements 
dazu verpflichtete, Vertriebs- und Marketingdienstleistungen zu erbringen. Als Vergütung 
vereinbarten die Parteien einen prozentualen Aufschlag auf die im Zusammenhang mit der 
Erfüllung des Agreements anfallenden Kosten der Klägerin, also Costplus. Der Transfer Pricing 
Report der Schwestergesellschaft verweist auf das Agreement und stellt dessen 
Vertragsgegenstand dar und nimmt Bezug auf die Vergütungsregelung. Aus einer beigefügten 
Tabelle wurden die Total Costs für das Streitjahr angegeben. Im Verlauf einer Außenprüfung bei 
der Klägerin forderte das Finanzamt die Vorlage von empfangenen und abgesandten 
Handelsbriefen sowie sonstiger Unterlagen mit Bedeutung für die Besteuerung betreffend den 
Prüfungszeitraum an. Sofern die angeforderten Unterlagen in elektronischer Form vorlagen, sollte 
die Klägerin ein Gesamtjournal, in dem alle E-Mails erfasst sein sollten, vorlegen. Nachdem die 
Klägerin das Vorlageersuchen als rechtswidrig erachtete, weil zu unbestimmt und 
ermessensfehlerhaft, erhob sie nach erfolglosem Einspruchsverfahren Klage vor dem FG 
Hamburg, um das Vorlageersuchen gerichtlich überprüfen zu lassen. Die Klage hatte teilweise 
erfolgt, da die Anforderung der vorzulegenden Unterlagen als zu weitreichend angesehen wurden. 
Beide Parteien legten hier gegen Revision ein.  

 



 

 

 

 

Diana Kurtz: Spannend. Aber bevor wir jetzt auf die Entscheidung des BFH eingehen, lass uns 
noch mal kurz auf die Vorinstanz, nämlich hier das Finanzgericht Hamburg eingehen. Zu welchem 
Schluss kam das FG?  

Marie Charlotte Kramer: Das Finanzgericht betont in seinen Gründen das Akzessuitätsprinzip, 
dass die Verpflichtung zur Einrichtung von Unterlagen nach Paragraph 147 Absatz 6 nur solche 
Unterlagen betrifft, die auch nach 147 Absatz 1 AO aufzubewahren sind. Dass ein Geschäftsbrief 
im Sinne von 147 Absatz 1 Nummer 2 und 3 AO jedes Dokument ist, das sich die Vorbereitung, 
Durchführung oder Rückverwicklung eines Handelsgeschäfts bezieht, einschließlich E-Mails und 
wesentlich vor allem, dass die Erstellung eines elektronischen Gesamtjournals, in dem jede 
gesendete und empfangene E-Mail nach den Anforderungen der Finanzverwaltung aufgeführt ist, 
nicht verlangt werden kann. Aber das Finanzgericht hatte auch ausgeführt, dass eine 
Aufforderung zur Vorlage aller steuerrelevanter Unterlagen zu einem bestimmten Vorgang en 
Block unter Berücksichtigung des primären Qualifikationsrechts des Steuerpflichtigen 
ausreichend konkret und verhältnismäßig sein kann.  

Diana Kurtz: Nochmal zum primären Qualifikationsrecht. Kannst du das näher ausführen?  

Marie Charlotte Kramer: Das primäre Qualifikationsrecht des Steuerpflichtigen bedeutet, dass 
der Steuerpflichtige im Rahmen einer steuerlichen Außenprüfung zunächst selbst entscheidet 
und selektiert, welche Unterlagen und Dokumente er als steuerlich relevant einstuft und der 
Finanzverwaltung vorlegt. Erst nach dieser ersten Auswahl kann die Finanzverwaltung die 
Relevanz der vorgelegten, oder eben auch nicht vorgelegten Unterlagen überprüfen und 
gegebenenfalls Nachforderungen stellen. Dieses Recht dient dem Schutz des Steuerpflichtigen 
vor einer uferlosen Herausgabepflicht und wahrt das Prinzip der Verhältnismäßigkeit.  

Diana Kurtz: Was hat jetzt der BFH entschieden? Entspricht das der FG-Entscheidung?  

Marie Charlotte Kramer: Ja, kann man so sagen. Also beide Gerichte erkennen die Pflicht zur 
Vorlage steuerlich relevanter E-Mails an und betonen das Erstqualifikationsrecht des 
Steuerpflichtigen. Die Anforderung eines Gesamtjournals, das auch nicht steuerlich relevante 
Mails umfasst, wird jedoch abgelehnt.  

Diana Kurtz: Das heißt, die Entscheidung des BFH bestätigt die bisherige Linie, wonach steuerlich 
relevante elektronische Dokumente, wie Mails und auch Tabellen beispielsweise, den gleichen 
Aufbewahrungs- und Vorlagepflichten unterliegen, wie klassische Handels- und Geschäftsbriefe. 
Was ist denn neu an dieser BFH-Entscheidung?  

Marie Charlotte Kramer: Neu ist, dass der BFH die Anforderungen eines sogenannten 
Gesamtjournals, das sämtliche E-Mails, auch solche ohne steuerlichen Bezug umfasst, und erst 
erstellt werden müsste, mangels Rechtsgrundlage ausdrücklich ablehnt. Damit grenzt der BFH 
die Rechte der Finanzverwaltung im Rahmen der Außenprüfung ein und stellt klar, dass nur 
tatsächlich aufzubewahrende Unterlagen verlangt werden dürfen. Dies entspricht der bisherigen 
Rechtsprechung, die die Vorlagepflicht auf steuerlich relevante Dokumente beschränkt. Die  



 

 

 

 

Entscheidung steht damit in Kontinuität zur bisherigen Rechtsprechung, präzisiert aber die 
Grenzen des Datenzugriffs und betont die Verhältnismäßigkeit und Zumutbarkeit des 
Vorlageverlangens.  

Diana Kurtz: Zusammenfassend, die Finanzverwaltung kann im Rahmen der steuerlichen 
Außenprüfung die Vorlage sämtlicher E-Mails verlangen, welche die Vorbereitung, den Abschluss 
und die Durchführung bestimmter Vereinbarungen mit einer anderen Konzerngesellschaft, 
einschließlich der zugehörigen Verrechnungspreisdokumentation, betreffen. Ausgenommen von 
der Vorlagepflicht sind nur solche E-Mails, die privater Natur sind oder die firmeninterne 
Kommunikation betreffen. Es bleibt also dabei, dass ein generelles Vollauskunftsverlangen 
besteht. Aber aufbewahrungspflichtig sind somit nicht nur Ein- und Ausgangsrechnungen von 
Handelsgesellschaften, sondern auch die gesamte, den betrieblichen Bereich betreffende 
Korrespondenz, soweit sie sich auf die Vorbereitung, Durchführung oder Rückgängigmachung 
eines Handelsgeschäfts bezieht.  

Marie Charlotte Kramer: Genau, enthalten E-Mails bereits rechnungsrelevante Informationen 
zum Beispiel für die Vorbereitung, den Abschluss oder die Durchführung eines Intercompany 
Agreements, sind diese ebenso wie Anhänge zu E-Mails vom Steuerpflichtigen aufzubewahren 
und damit auch vorlagepflichtig. Die Einschätzung, ob ein Handels- oder Geschäftsbrief oder eine 
sonstige steuerlich relevante Unterlage vorliegt, also die Erstqualifikation, obliegt dem 
Steuerpflichtigen.  

Diana Kurtz: Aus Sicht des Steuerpflichtigen ist jetzt wesentlich, ihre elektronischen Daten 
entsprechend zu qualifizieren. Das heißt, ob es sich im Einzelfall um Aufbewahrungspflichtige 
Handels- und Geschäftsbriefe, oder um sonstige Unterlagen von steuerlicher Bedeutung, oder 
Daten ohne weitere steuerliche Bedeutung handelt. Klara, an dem Punkt kommst du mit deinem 
Team ins Spiel. Wie ist hier die Herangehensweise und welche Technologien kommen im Rahmen 
der Auswertung von E-Mails bereits zur Anwendung? Oder auch allgemeiner vielleicht gefragt, der 
Einsatz von welchen Tools bietet sich aus Sicht des Steuerpflichtigen hier an? 

Klara Weiand: Wir arbeiten in der E-Discovery mit einer Kombination aus Technologie einerseits 
und einem klar strukturierten Prozess andererseits, bei dem jeder Schritt validiert und 
dokumentiert wird. Das ist ganz wichtig, weil die Tools am Ende natürlich nur so ein bisschen wie 
der Workflow in den sie eingebettet sind. Konkreter gesagt, nutzen wir sogenannte E-Discovery-
Plattformen, die sehr, sehr große Datenbestände verarbeiten können, aufbereiten, wie zum 
Beispiel eben die duplizieren oder Texterkennung. Die Daten in der Plattform können dann 
durchsucht und gefiltert werden, um relevante Inhalte, also zum Beispiel steuerrelevante E-Mails 
zu identifizieren. Traditionell war das ein ganz stark manuell getriebener Prozess, aber gerade weil 
man es mit immer größer werdenden Datenmengen zu tun hat, ist Automatisierung des Reviews, 
also der Qualifikation, immer ganz großer Kernfokus. Wir nutzen zum Beispiel seit über zehn 
Jahren klassische Ansätze, um relevante E-Mails zu identifizieren, seit mittlerweile über zwei 
Jahren, aber auch virtuelle Reviewer, die auf Generative AI basieren.  



 

 

 

 

Diana Kurtz: Das heißt, die Methode dient der Beschleunigung der Prüfung und der Reduzierung 
von Anfragen, oder? 

Klara Weiand: Genau, wenn man vorab weiß, was in den Daten steckt, also was relevant ist und 
was nicht, wirkt sich das beschleunigend aus. Dann können Anfragen gezielt beantwortet werden 
und so entstehen auch weniger Rückfragen. Gleichzeitig bleibt der Datenumfang auch begrenzt, 
wenn man von Anfang an strukturiert arbeitet und nur das bereitstellt, was für die Prüfung wirklich 
erforderlich ist.  

Diana Kurtz: Wie sieht das aus mit der Auswertung von Messenger-Diensten wie Teams oder 
Slack oder Ähnlichem?  

Klara Weiand: Technisch können Teams- oder Slack-Nachrichten genauso analysiert werden wie 
E-Mails. In der Praxis ist das aber häufig komplexer, weil Datenschutz und teilweise auch 
arbeitsrechtliche Grenzen ja eine größere Rolle spielen. Dazu kommt auch, dass Chat-
Nachrichten in vielen Unternehmen gar nicht so lange gespeichert werden wie E-Mails. Bevor man 
über eine Auswertung spricht, muss daher erst geklärt werden, was unter welchen Umständen 
verarbeitet werden darf und inwiefern überhaupt eine Pflicht besteht, solche in Wahrheit da 
aufzubewahren oder vorzulegen. Und gerade bei Chatdaten werden Themen wie Schwärzungen 
von personenbezogenen oder vertraulichen Daten oder auch die automatische Identifizierung 
privater Inhalte noch viel wichtiger. Die Kommunikation ist auch informeller und vermischt 
berufliche und private Elemente viel stärker, als es häufig bei E-Mails der Fall ist. Sodass hier eine 
deutlich feinere Abgrenzung erforderlich ist.  

Diana Kurtz: Es handelt sich ja insgesamt um eine ganze Reihe oder sagen wir Menge von 
komplexen Daten, die als wesentlich erkannt und auch rechtssicher aufbewahrt werden müssen. 
Wie läuft die Sammlung und die strukturierte Analyse solcher Daten konkret ab? Da gibt es doch 
wahrscheinlich auch einen Unterschied im Handling oder? Vor der Prüfung und ein nach der 
Prüfung, oder vor der Prüfung ist wieder nach der Prüfung?  

Klara Weiand: Im Anfang steht zuerst die Klärung des Scopes und der Vorgehensstrategie, also 
welche Datenquellen sind potenziell relevant, nach welchen Kriterien kann steuerliche Relevanz 
sinnvoll identifiziert werden. Wenn man in die Umsetzung geht, werden Daten exportiert, 
technisch aufbereitet, gegebenenfalls vorgefiltert und schließlich anhand festgelegter Kriterien 
qualifiziert, je nach Umfang manuell oder eben auch unterstützt durch die KI. Sobald die Prüfung 
läuft, geht es dann weniger um Strukturierung und mehr um zielgenaue Reaktionen. Also schnell 
nach Zeiträumen, Personen, Sachverhalten filtern zu können und Informationen nachvollziehbar 
breit und schnell bereitzustellen.  

Diana Kurtz: Was empfiehlst du unseren Mandanten? Also, wie können sie sich auf das Thema in 
künftigen Prüfungen am besten vorbereiten?  

Klara Weiand: Entscheidend ist aus meiner Sicht genau das, nämlich eine gute Vorbereitung, 
gerade in Bezug auf Information Governance. Also, zu wissen, welche Datenquellen  



 

 

 

 

prüfungsrelevante Informationen enthalten können, wie man sie klassifiziert, welche 
Aufbewahrungsfristen gelten. Wenn die Grundlagen stehen, kann man im Prüfungsfall wesentlich 
gezielter reagieren und die relevanten Informationen schneller bereitstellen.  

Diana Kurtz: Ja, vielen Dank. Dann kommen wir heute tatsächlich schon auch zu unserem letzten 
Thema und damit befinden wir uns dann mitten in der StPO, natürlich im Zusammenhang mit 
Umsatzsteuer. Und jetzt werden viele von unseren Zuhörern vermutlich schon sagen: „Oh, ich bin 
anständig und ich halte mich auch von Umsatzsteuerkarussellen fern. Was interessiert es mich?“ 
Aber an der Stelle sollten Sie uns jetzt bitte nicht skippen, sondern noch kurz dran bleiben, denn 
der vorliegende BGH-Beschluss vom 10.12. letzten Jahres setzt auch wichtige Zeichen für die 
Behandlung der laufenden Umsatzsteuervoranmeldung. Dennis, wovon sprechen wir?  

Dennis Haase: Kurz gesagt, der BGH verabschiedet sich so von seiner bisherigen Auffassung, 
dass Umsatzsteuervoranmeldung und Umsatzsteuerjahreserklärung eine einheitliche 
prozessuale Tat bilden. Stattdessen nimmt er mehrere selbständige prozessuale Taten an, das 
heißt, er gibt seine bisherige Rechtsprechung insofern auf. Das ist in erster Linie ein Thema, das 
nicht zu sehr die laufende reguläre Umsatzsteuerberatung betrifft, sondern zum Kernstrafrecht 
gehört. Die Abgabe unrichtiger Umsatzsteuervoranmeldungen war auch bislang schon jeweils 
eine Straftat. Allerdings bilden nach bisheriger Rechtsprechung die unrichtigen 
Umsatzsteuervoranmeldungen und die später abgegebene unrichtige Jahreserklärung eine 
sogenannte einheitliche prozessuale Tat im Sinne des Paragraphen 264 Absatz 1 StPO. Die 
Umsatzsteuervoranmeldungen stellten dann im Prozess immer sogenannte mitbestrafte Vortaten 
dar. Die Änderung der Rechtsprechung bedeutet also gerade nicht, dass man bislang die Abgabe 
unrichtiger Voranmeldungen als Bagatelldelikt betrachtet hätte. Strafprozessual ist es nach dem 
Beschluss des BFH aber jetzt möglich, die Voranmeldung unabhängig von der Jahreserklärung 
anzuklagen, wenn beispielsweise das Verfahren im Hinblick auf die Jahreserklärung eingestellt 
worden ist. Der Bundesgerichtshof betont aber in der Entscheidung auch, dass es auch weiterhin 
in der Regel so sein wird, dass die Voranmeldung sogenannter mitbestrafte Vortaten einer 
nachfolgenden Steuerhinterziehung durch die Jahreserklärung sei. Die 
Umsatzsteuerjahreserklärung wird also in der Regel weiterhin im Vordergrund stehen im 
Strafprozess. Die Rechtssprechungsänderung betrifft insofern den Ausnahmefall, dass die 
Steuerhinterziehung durch die unrichtige Jahreserklärung, aus welchem Gründen auch immer, 
nicht verfolgt wird.  

Diana Kurtz: Kann man sagen, dass der BGH also die Bedeutung der Umsatzsteuervoranmeldung 
im Verhältnis zur Jahreserklärung noch mal besonders klar hervorgehoben hat.  

Dennis Haase: Genau so würde ich das sagen. Dementsprechend ist es natürlich besonders 
wichtig, dass schon bei der Abgabe von Voranmeldungen wirklich großer Wert darauf gelegt wird, 
dass sie korrekt sind. Auch der Korrekturprozess nach Paragraph 153 AO im Hinblick auf einzelne 
Voranmeldungen sollte genau beachtet werden.  

 



 

 

 

 

Diana Kurtz: Marie, welche Auswirkungen hat der BGH-Beschluss auf unsere Arbeit? Was rätst 
du den Mandanten?  

Marie Charlotte Kramer: Vor allem, dass jeder Monat einzeln zu prüfen ist, weil jede 
Voranmeldung ein eigenes Risiko darstellt, dass sie isoliert verfolgt werden kann. Übliche 
Praxisfehler, die nachträglich aufgefallen sind, später in der Jahreserklärung zu berichtigen oder 
gebündelt in der Voranmeldung für Dezember zu korrigieren, das durfte man schon bisher nicht 
und sollte man jetzt erst recht nicht mehr machen. Stattdessen ist jede Voranmeldung besonders 
sorgfältig vorzubereiten und gegebenenfalls umgehend zu berichtigen. Und wir weisen unsere 
Mandanten natürlich auch darauf hin, dass es deutlich erhöhte Bußgelder und Strafrisiken gibt.  

Diana Kurtz: Sagen wir Stichwort Tax CMS.  

Marie Charlotte Kramer: Ja, und die Antwort darauf ist eine ordentliche Verfahrensdoku, 
Prozessbeschreibung und Dokumentation der internen Abläufe, die tatsächliche Abläufe 
wiedergeben, sind unerlässlich. Sofern Unternehmen hier Unterstützung brauchen, können sie 
sich natürlich gern melden. Das gilt auch für die Schulung von Geschäftsleitung, die Buchhaltung, 
aber auch von Steuerabteilungen. Wenn intern keine Zweifel bestehen oder derjenigen Person, 
bei der Zweifel bestehen, klar ist, an wen sie sich auch intern zur Klärung wenden kann, wenn 
Unregelmäßigkeiten entdeckt wurden, erleichtert das schon vieles. 

Diana Kurtz: Zusammengefasst aus Unternehmenssicht kann die Entscheidung zu einem 
Mehraufwand führen, je nachdem eben, wie man bislang schon aufgestellt ist. Dennis, wenn das 
Kind jetzt ins Wasser gefallen ist, wie man so schön sagt, was mache ich dann? Kannst du noch 
was zur Vorgehensweise und zur gegebenenfalls notwendigen Verteidigungsstrategie sagen?  

Dennis Haase: Ja sehr gern. Also nach dem Erkennen von steuerlichen Fehlern gilt es zunächst, 
den Korrekturprozess nach 153 AO im Auge zu behalten. Also, wie Marie schon gesagt hat, 
steuerliche Fehler dürfen nicht einfach in der Jahreserklärung korrigiert werden. Vielmehr besteht 
eine Verpflichtung zur unverzüglichen Meldung und im zweiten Schritt zur Korrektur. Wir schauen 
uns dann in diesem Zusammenhang auch immer an, ob und welche steuerstrafrechtliche Gefahr 
wir hier möglicherweise erkennen können, um zu entscheiden, ob eine selbstanzeigefeste 
Meldung nach Paragraph 153 AO erforderlich ist. Wenn die Mandantin beispielsweise ein Tax CMS 
hat, vermindert dies die Gefahr eines Vorsatzvorwurfs in aller Regel ganz erheblich. Auch aus 
steuerstrafrechtlicher Sicht ist ein solches System also nur dringend zu empfehlen. 
Steuerstrafrechtliche Risiken bestehen zum Beispiel bei Wiederholungsfehlern nach einer 
steuerlichen Außenprüfung. Sofern dann eine steuerstrafrechtliche oder bußgeldrechtliche 
Gefahr gegeben ist, kann und sollte man den Nachmeldungsprozess selbstanzeigefest gestalten. 
Das heißt, man berücksichtigt höchst vorsorglich die Regelungen der Selbstanzeige nach 
Steuerhinterziehung nach Paragraph 371 AO, oder nach leichtfertiger Steuerverkürzung nach 
Paragraf 378 Absatz 3 AO. Im Rahmen der Korrektur von Umsatzsteuervoranmeldungen gibt es 
auch die Möglichkeit nach den Teilselbstanzeigeregelungen des Paragraphen 371 Absatz 2A AO 
zu gehen, was das Verfahren erheblich erleichtert. Hier gilt dann zum Beispiel nicht das strenge  



 

 

 

 

Vollständigkeitsgebot, sondern es besteht die Möglichkeit zur Teilselbstanzeige, wie gesagt, und 
es kommt auch nicht zu sogenannten Reuegeldern, also Strafzuschlägen nach Paragraph 398 AO.  

Diana Kurtz: Vielen Dank. Das soll es heute von uns auch gewesen sein. Ich danke euch ganz 
herzlich für eure Zeit und vor allen Dingen für eure Insights sowie natürlich auch Ihnen, unseren 
Zuhörern und freue mich, wenn Sie auch künftig wieder einschalten bei Tax on Air. Lassen Sie uns 
gern Kommentare zukommen oder auch Anregungen für Themen, die Sie umtreiben. Bis dahin, 
bleiben Sie gesund. Tschau. 

Dennis Haase: Tschüss! 

Marie Charlotte Kramer: Tschüss! 

 


